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Grandioser Endspurt - mehr als 20.000 Einwendungen gegen CO-Pipeline 
 
Kaum zu glauben, aber es ist geschafft: mehr als 20.000 Menschen aus der Region 
und teilweise aus ganz Deutschland haben zu dem Planänderungsverfahren zur  
CO-Pipeline Einwendungen erhoben. Die endgültige Zahl werden wir erst morgen 
bei der Übergabe der Einzel- und Sammeleinwendungen nennen können. 
Für den grandiosen Endspurt möchten wir uns bei den vielen Helfern herzlich 
bedanken! 
 
Es sieht nach einer Nachtschicht aus, denn stündlich werden uns weiter Listen und 
Einzeleinwendungen übergeben, die wir für die morgige Übergabe noch ordentlich 
gezählt und verpackt haben wollen. Unsere bis zu 14 Mitstreiter aus allen Trassen-
städten werden uns nicht nur helfen, die prall gefüllten und fotogerecht gestalteten 
Einwendungspakete zu übergeben, sondern sie stehen auch Rede und Antwort.  
Die Bezirksregierung hat sich ja Schweigen auferlegt, wir aber nicht. Wir werden vor 
und nach der Übergabe für Interviews und bewegte Bilder zur verfügung stehen.  
 
Deshalb laden wir nicht nur Fotografen zu dem Termin um 11 Uhr im Musikzimmer 
des Schlösschens der Regierungspräsidentin Anne Lütkes an der Cecilienallee 2 
ein.  
 
Eine Bitte noch für die Vorabberichte: auch nach der Übergabe bleibt als Möglichkeit 
bis Freitag noch das Fax an die Bezirksregierung.  
Das kann über zwei Fax-Nummern bis 24 Uhr rechtsgültig erfolgen: 
Zentral-Fax-Nr.    0211-4752671 
Dezernat-Fax-Nr. 0211-4752987 (falls die obige Nummer überlastet sein sollte) 
Für die Sammeleinwendung  faxen Sie unbedingt beide Seiten  - Unterschriften und 
Einwendung.  
Für Rückfragen stehen wir unter Tel. 02103-65030 gerne zur Verfügung. 
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Mehr als 110.000 Menschen und 10 Städte  
mit 1,5 Millionen Einwohnern fordern: 
Keine Risiko-Leitung durch Wohngebiete  
 


